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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 1 KR 56/16 B 
 
L 1 KR 754/15 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 1 KR 159/15 (SG Aachen) 
 
 
 
……………………………………….., 
 
 
 Klägerin, Antragstellerin und 

Beschwerdeführerin, 
 
Bevollmächtigter: ……………………………………….., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
AOK Rheinland/Hamburg - Die Gesundheitskasse, 
Pappelallee 22 - 26, 22089 Hamburg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
Der 1. Senat des Bundessozialgerichts hat am 4. August 2016 durch den 

Präsidenten   M a s u c h    sowie die Richter   Prof. Dr.  H a u c k    und   Dr.  E s t e l m a n n   

beschlossen: 

 

Der Antrag der Klägerin, ihr für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzulassung der 

Revision im Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 6. Juni 2016 Prozess-

kostenhilfe zu bewilligen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 6. Juni 2016 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Die bei der beklagten Krankenkasse versicherte Klägerin ist mit ihrem Begehren, ihr Leistungen 

der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) ohne Nutzung der elektronischen Gesundheits-

karte zu gewähren und sie wegen der Verweigerung dieses Begehrens zu entschädigen, bei der 

Beklagten und den Vorinstanzen ohne Erfolg geblieben. Das LSG hat zur Begründung - teil-

weise durch Bezugnahme auf den Gerichtsbescheid des SG - ua ausgeführt, die Klage sei 

unzulässig, denn die Klägerin habe sie nicht fristgerecht erhoben und zurückgenommen. Zudem 

sei sie entsprechend der Rechtsprechung des BSG unbegründet, für einen Schaden sei nichts 

ersichtlich (Urteil vom 6.6.2016). 

 

Die Klägerin wendet sich mit ihrer Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im 

LSG-Urteil und begehrt, ihr Prozesskostenhilfe (PKH) unter Beiordnung eines Rechtsanwalts zu 

gewähren. 

 

 

II 

 

Der Antrag der Klägerin auf Bewilligung von PKH und Beiordnung eines Rechtsanwalts ist 

abzulehnen (dazu 1.), ihre Beschwerde ist als unzulässig zu verwerfen (dazu 2.).  

 

1. Die Klägerin hat keinen Anspruch auf die begehrte PKH unter Beiordnung eines anwaltlichen 

Bevollmächtigten. Nach § 73a Abs 1 S 1 SGG iVm §§ 114, 121 ZPO kann nämlich einem 

bedürftigen Beteiligten für das Beschwerdeverfahren vor dem BSG nur dann PKH bewilligt und 

ein Rechtsanwalt beigeordnet werden, wenn - ua - die beabsichtigte Rechtsverfolgung hin-

reichende Aussicht auf Erfolg bietet. Daran fehlt es.  

 

a) Die Klägerin kann aller Voraussicht nach mit ihrem Begehren auf Zulassung der Revision 

nicht durchdringen, weil es keine hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. Nach Durchsicht der 

Akten fehlen - auch unter Würdigung des Vorbringens der Klägerin - Anhaltspunkte dafür, dass 

sie hinsichtlich ihres GKV-Leistungsbegehrens einen der in § 160 Abs 2 Nr 1 bis 3 SGG 

abschließend aufgeführten Zulassungsgründe darlegen könnte. Die Sache bietet keine Hinweise 

für eine über den Einzelfall der Klägerin hinausgehende grundsätzliche Bedeutung (§ 160 Abs 2 

Nr 1 SGG).  

 

Es ist auch nichts dafür ersichtlich, dass das LSG entscheidungstragend von Rechtsprechung 

des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abgewichen sein könnte (Zulassungsgrund gemäß 

§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) oder dass die Klägerin einen Verfahrensfehler des LSG dartun könnte, 
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auf dem die Entscheidung des LSG beruhen kann (Zulassungsgrund gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 

SGG). Der Verfahrensmangel kann nicht auf eine Verletzung von § 109 SGG und § 128 Abs 1 

S 1 SGG (Grundsatz der freien richterlichen Beweiswürdigung) und auf eine Verletzung des 

§ 103 SGG (Amtsermittlungsgrundsatz) nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweis-

antrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. Um einen Verfah-

rensmangel in diesem Sinne geltend zu machen, müssen die Umstände bezeichnet werden 

(§ 160a Abs 2 S 3 SGG), die den entscheidungserheblichen Mangel ergeben sollen (vgl zB BSG 

SozR 1500 § 160a Nr 14, 24, 36). Es ist nichts dafür ersichtlich, dass die Klägerin einen solchen 

Verfahrensmangel darlegen könnte. 

 

b) Auch das Begehren der Klägerin auf Schadensersatz bietet keine hinreichende Aussicht auf 

Erfolg. Die Erfolgsaussicht ist bei der Gewährung von PKH für eine Nichtzulassungsbeschwerde 

nicht nur danach zu beurteilen, ob die Beschwerde Erfolgsaussicht hat. Vielmehr ist PKH nach 

der ständigen Rechtsprechung des BSG auch dann zu versagen, wenn klar auf der Hand liegt, 

dass der Antragsteller letztlich nicht dasjenige erreichen kann, was er mit dem Prozess in der 

Hauptsache anstrebt; denn PKH soll es einem Bedürftigen nicht ermöglichen, Verfahren durch-

zuführen, welche im Ergebnis nicht zu seinen Gunsten ausgehen können, die also ein verstän-

diger Rechtsuchender nicht auf eigene Kosten führen würde (vgl BSG SozR 4-1500 § 73a Nr 2 

RdNr 4 mwN). Für einen Schaden der Klägerin liegt nichts vor. 

 

2. Die Beschwerde ist unzulässig, da sie nicht von einem gemäß § 73 Abs 4 SGG vor dem BSG 

zugelassenen Prozessbevollmächtigten unterzeichnet worden ist. Auf das Erfordernis, sich vor 

dem BSG durch einen der in § 73 Abs 4 SGG aufgeführten Prozessbevollmächtigten vertreten 

zu lassen (zur Verfassungsmäßigkeit vgl BVerfG SozR 3-1500 § 160a Nr 7 S 13 mwN), ist die 

Klägerin in der Rechtsmittelbelehrung des LSG-Urteils und mit Schreiben des Berichterstatters 

vom 8.7.2016 ausdrücklich hingewiesen worden. Die von dem Ehegatten der Klägerin in deren 

Namen selbst eingelegte Beschwerde ist gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 SGG iVm § 169 S 3 

SGG durch Beschluss zu verwerfen. 

 

3. Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 SGG. 
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